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Arbeitgeber sind seit Januar 2023 verpflichtet, die Arbeitsunfähigkeitsdaten ihrer ge-
setzlich versicherten Beschäftigten elektronisch bei den Krankenkassen abzurufen. 
Die Pflicht zur Vorlage der Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung durch die Arbeitnehmerin 
bzw. den Arbeitnehmer ist gesetzlich – mit wenigen Ausnahmen – nicht mehr vorge-
sehen.  
Zum 01.01.2024 erfolgte nun auch die Anbindung der Bundesagentur für Arbeit (BA) 
im Rechtskreis SGB III an das elektronische Arbeitsunfähigkeitsverfahren nach §109a 
SGB IV (eAU-Verfahren).  
 
Ab 01.01.2024 sind Teilnehmende aus dem Rechtskreis SGB III an 

• Maßnahmen der beruflichen Weiterbildung nach § 81 SGB III sowie 
• Maßnahmen zur Aktivierung und beruflichen Eingliederung  

nach § 45 SGB III 
von den folgenden Verfahrensänderungen betroffen.  
 
Ab 01.01.2024 sind Zeiten der Arbeitsunfähigkeit ärztlich festzustellen und von der 
teilnehmenden Person sowohl dem Maßnahme-/ Bildungsträger, als auch der Agentur 
für Arbeit sofort unter Nennung von Beginn und Dauer mitzuteilen.  
Erfolgt die Teilnahme in einem bestehenden versicherungspflichtigen Beschäftigungs-
verhältnis, so entfallen die Pflichten gegenüber der Agentur für Arbeit.   
Eine klarstellende Formulierung in § 311 SGB III ist für das laufende Jahr 2024 vorge-
sehen.   
Die formlose Mitteilung der Arbeitsunfähigkeit berechtigt die Agentur für Arbeit zu ei-
nem elektronischen Datenabruf der Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung bei der gesetz-
lichen Krankenkasse. Eine Bescheinigung („gelbe Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung“) 
muss im Rechtskreis SGB III nicht mehr vorgelegt werden. 
 
Das papiergebundene Bescheinigungsverfahren bleibt bestehen bei 

• privat krankenversicherten Teilnehmenden, 
• Erkrankung eines Kindes (Kind AU), 
• Krankschreibung durch einen Arzt im Ausland, 
• ärztlicher Behandlung durch einen Arzt ohne Kassenzulassung auf eigene 

Rechnung. 
Beim papiergebundenen Bescheinigungsverfahren hat die teilnehmende Person die 
noch in Papierform ausgestellte ärztliche Bescheinigung der Agentur für Arbeit nach-
zuweisen, aber auch beim Maßnahme-/ Bildungsträger anzuzeigen. 
 
Bei allen anderen arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen (inklusive der Außerbetriebli-
chen Berufsausbildung sowie rehabilitationsspezifische Maßnahmen) ist keine Ände-
rung zum bisherigen Verfahren vorgesehen. Es gelten die in den Verträgen festgeleg-
ten Regelungen weiter. 
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Für Teilnehmerinnen und Teilnehmer aus dem Rechtskreis SGB II ist eine elekt-
ronische Datenübermittlung der Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung weiterhin 
nicht vorgesehen. Die Vorlage von Arbeitsunfähigkeitsbescheinigungen in Papier-
form beim zuständigen Jobcenter bzw. Maßnahme-/ Bildungsträger bleibt damit wei-
terhin erforderlich. 
 
 
Kosten für Arbeitsunfähigkeitsbescheinigungen in Papierform 
Kosten für Arbeitsunfähigkeitsbescheinigungen in Papierform können durch die Agen-
turen für Arbeit und die gemeinsamen Einrichtungen nicht erstattet werden. 
 
Der Spitzenverband der Gesetzlichen Krankenversicherung hat zugesichert, die Ärzte 
über die Kassenärztliche Bundesvereinigung entsprechend zu informieren, dass für 
alle Kundinnen und Kunden aus dem Rechtskreis SGB II und alle sonstigen Maßnah-
meteilnehmerinnen und -teilnehmer, für die weiterhin Arbeitsunfähigkeitsbescheini-
gungen in Papierform erforderlich sind, die Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung weiter-
hin kostenlos auszustellen ist. Eine gesetzliche Grundlage für einen elektronischen 
Abruf besteht für diese Personen noch nicht. 
 
Maßnahme-/ Bildungsträger, die Vergabemaßnahmen für die Agenturen für Arbeit und 
gemeinsamen Einrichtungen durchführen, wurden über die Anpassungen bereits mit 
einem Trägeranschreiben durch die Regionalen Einkaufszentren informiert. 
 
 
Zugriff auf selektive Daten in VerBIS durch den Maßnahmeträger im Rahmen der 
Einschaltung Dritter bei Vergabemaßnahmen nach § 45 SGB III 
Die Erfassung von Zeiten der Arbeitsunfähigkeit durch den Maßnahmeträger im Le-
benslauf des Bewerberprofils ist seit dem 01.01.2024 technisch unterbunden. Die ent-
sprechenden VerBIS-Arbeitshilfen werden zeitnah angepasst. 
 
 
Entschuldigte Fehltage 
Zeigt eine teilnehmende Person ihre Arbeitsunfähigkeit beim Maßnahme-/ Bildungs-
träger an, so ist dies durch den Maßnahme-/ Bildungsträger als entschuldigte Fehlzeit 
zu werten. 
  
Sachstand: Januar 2024 


